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I Amtsgericht Stuttgart 
Hauffstraße 5 
70190 Stuttgart 
Telefon: 0711/921-3246 
Fax: 0711/921-3264 

13 C 6358/08 

AUSFERTIGUNG 

Verkündet am 
03.09.2009 

gez. , JHS'in 
Urkundsbeamtin 
der Geschäftsstelle 

IM NAMEN DES VOLKES 
URTEIL 

In Sachen 

,  
   Berlin 


- Klägerin ­

Prozessbevollmächtigte: 	Rechtsanwalt Stefan Richter, 
Dolziger Str. 35, 10247 Berlin 

gegen 

WGV Rechtsschutz-Schadenservice GmbH, 
Tübinger Str. 43, 70178 Stuttgart, 

Gz.: S 9229-26-08-233 859-8, 

vertr. durch den Geschäftsführer Karl-Heinz Kost 


- Beklagte ­

Prozessbevollmächtigte: 	     

 
  

  

wegen Versicherungsleistung 

Besitzer
Neuer Stempel
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hat das Amtsgericht Stuttgart 

durch Richterin am &~tsge cht  

auf die mündliche Verhandlung vom 11.8.2009 

für Recht erkannt: 

1. 	Die Beklagte wird verurteilt, e Klägerin von 

den Gebührenansprüchen des Rechtsanwalts Stefan 

chter, Dolziger Straße 35, 10247 Be aus 

der Gebührenrechnung Nr. 112/2009 vom 15.6.2009 

in Höhe von 2.427,69 € nebst Zinsen in Höhe von 

5 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz aus 

1.590,17 € seit 15.3.2009 sowie aus 837,52 € 

se 1.7.2009 durch Zahlung an Rechtsanwalt 

Ste Richter, Dolziger Straße 35, 10247 Ber­

lin f zustellen. 

2. 	Die Beklagte trägt e Kosten s Rechts­

streits. 

3. 	Das Urteil ist gegen Sicherheitsleistung in Hö­

he von 110 % des zu vollstreckenden Betrages 

vorläufig vollstreckbar. 

Streitwert: 2.427,69 € 
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Tatbestand: 

Die Klägerin ist bei der Beklagten aufgrund des zwi 

schen ihrem Ehemann und der Beklagten am 12.4.2008 ge 

schlossenen Rechtsschutzversicherungsvertrag, dem die 

ARB 2008 zugrunde liegen, mit versichert. Vereinbart 

ist eine Selbstbeteiligung Höhe von 150,00 €. 

Die Klägerin macht Rechtsschutz für e vorgerichtliche 

Tätigkeit des Prozessbevollmächtigten der äge n so­

wie e sich anschließendes arbeitsgerichtliches Ver­

fahren geltend. 

Mit Arbeitsvertrag vom 24.6.2008 wurde die Klägerin vom 

einge­

stellt. Das letzte Bruttomonatsgehalt betrug 

2.000,00 €. Mit Schreiben vom 10.10.2008, r Klägerin 

zugegangen am gleichen Tag, wurde ihr zum 15.10.2008 

gekündigt. Mit Schreiben s Prozessbevollmächtigten 

der K1ägerin vom 20.10.2008 wurde die Kündigung als 

sittenwidrig und wegen fehlender Vollmachtsurkunde nach 

§ 174 BGB zurückgewiesen. Der Prozessbevol chtigte 

der Klägerin ermittelte zu den Hintergründen der Kündi­

gung (Gründung eines Betriebsrates). &~ tzten Tag der 

dreiwöchigen agefrist erteilte die ägerin ihrem 

Prozessbevollmächtigten Auft zur Klagerhebung, wes­

halb dann schließlich am 31.10.2008 zum Arbeitsge cht 

Hagen Kündigungsschutz age ngereicht wurde. 

Das Klagverfahren vor dem Arbeitsgericht Hagen endete 

mit Klagrücknahme vom 28.5.2009. 
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Mit Rechnung vom 15.6.2009 rechnete der Prozessbevoll­

mächtigte gegenüber der Kl rin seine anwaltliche Tä­

tigke mit einer 1,8 Geschä sgebühr für die außerge­

chtli Vertretung aus einem Gegenstandswert von 

11.000,00 € ab, des weiteren mit einer 1,3 Verfahrens­

gebühr aus dem Gegenstandswert von 16.000,00 € unter 

Anrechnung der hälftigen vorge chtlichen Geschäftsge­

bühr, einer 1,2 Terminsgebühr aus dem Gegenstandswert 

von 11.000,00 € nebst Fahrt und Kopierkosten in Höhe 

von insgesamt 2.902,55 € ab. 

Ab ich der Selbstbeteiligung von 150,00 € und züg­

lich der von Beklagten unstreitig bereits geleiste­

ten Zahlung in Höhe von 324,86 € macht Klä in 

nunmehr Freistellung in Höhe der restlichen Gebühren­

rechnung von 2.427,69 € geltend. 

Hinsichtlich der Streitwerte trägt die rin vor, 

dass sich diese zusammensetzen aus 

a) 

nsi lich der Feststellungsklage (3 Monate Gehalt) 

6.000,00 € 

b) Weiterbes ftigungsantrag (2 Gehälter) 4.000,00 € 

c) Zeugnisanspruch (1/2 Monat) 1. 000,00 € 

In Bez auf die Verfahrensgebühr zusätzlich wegen s 

Verzugslohnanspruches tere 5.000,00 €. 
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Die rin trägt rzu vor, ss die Bemessung der 


Streitwerte der ständigen Rechtssprechung des its ­

richts und des sarbeits ichtes Hagen 

entspräche. Ent rechende Streitwertbeschlüsse sind er­

gangen. 

Inrechnungstellung einer 1,8 Geschäftsgebühr für 

die richtliche Vertretung entspreche § 13 RVG. 

Dies ergebe sieh aufgrund der umfangreichen Ermitt ­

lungstätigkeit s Prozessbevollmächt der Kläge 

rin. e Schwierig iten und r Umfang der anwaltli ­

ehen igkeit und die Bedeutung die Mandantin er­

reichten e Maß, das sogar eine 2,5 Geschäftsgebühr 

fertigt hätte. 

e Klägerin habe auch ni gegen ihre Schadensmi 

licht verstoßen, indem s ihrem essbevoll 

mächt en nicht die sofortige Prozessvollma erteilt 

habe. aufgrund r besonderen Umstände r ge­

genüber der in aus sprochenen Kündigung sei aus 

Kostengründen zunächst nur e außergeri liche Ver­

tretung beauftragt worden. 

Die rin beantragt daher: 

Die Be e zu verurteilen, die 

rin aus Gebührenansprüchen des Rechtsan­

waltes Stefan Richter, Dolzi r Straße 

35, 10247 Berlin aus der Gebührenrech­

nung Nr. 112/2009 vom 15.06.2009 in Höhe 

von € 2.427,69 nebst Verzugszinsen aus 
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einem Bet in Höhe von € 1.590,17 in 

Höhe von 5 Prozentpunkten über dem Ba­

siszinssatz s t Rechtshängigkeit 

Klage sowie nebst Verzugszinsen aus ei­

nem Betrag in Höhe von € 837,52 in Höhe 

von 5 Prozentpunkten über dem Basiszins­

satz seit Rechtshängigkeit des klageer­

weiternden Klägerschriftsatzes vom 

17.06.2009 durch Zahlung an den Rechts­

anwalt Stefan Richter, Dolziger Straße 

35, 10247 Berlin freizustellen. 

Die Beklagte beantragt 

Klagabweisung. 

Zur Begründung trägt sie vor, dass die Beklagte nicht 

ve flichtet sei, für die vorgerichtliche Tätigkeit ih­

res Prozessbevollmächtigten Deckungsschutz zu gewähren. 

Nach den ARB tref die Klägerin als Versicherungsneh­

me n e Verpflichtung, eine unnötige Erhöhung der 

Kosten zu vermeiden. Bei Verletzung dieser 

Obliegenheit, wobei die Klägerin sich in diesem Falle 

das Verhalten ihres Bevollmächtigten anrechnen lassen 

müsse, werde Beklagte bei einer vorsätzlichen Ver­

letzung 1 stungsfreii selbst wenn man aber nur von ei 

ner grob fahrlässigen Obliegenheitsver zung aus 

sei die Beklagte als Rechtsschutzversicherer nicht ein­

t ttspflichtig, da diese Obliegenheitsverletzung Ein­

fluss auf die Bemessung der Leistung habe. in n 

ARB statuierte Kostenminderungspflicht des Versiehe 

rungsnehmers bedinge, dass er in Kündigungsschutzange­

legenheiten grundsätzlich Klageauftrag zu erteilen ha­
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be, da se Bevollmächti r dann auch noch binnen der 

Klagfrist die Möglich it habe, die legenheit zu 

einer gütlichen au3e chtlichen E zu führen. 

Die KI rin wäre also in vorliegendem Fall gehalten 

gewesen, ihrem Bevol igten gleich Prozessauftrag 

zu ertei . Bei einem sofortigen Prozessauftrag wäre 

die I gemachte, cht auf die gebühr 

anrechenbare außergerichtliche Geschä sgebühr nach Nr. 

2300 VV RVG nicht ange lIen, 

weil außergerichtliche Verhandlungen . § 19 Abs. 1 

Nr. 2 RVG mit zu den durch die Ver gebühr abge­

goltenen Tätigkeiten en. Insoweit sei die von der 

Kläge n jetzt zusätzli begehrte Ges ftsgebühr eine 

unnöti Erhöhung der Kosten i.S.d. § 17 ARB. 

Auch e vom klägeris Bevollmächt en abgerechnete 

1,8 Geschä sgebühr Nr. 2300 VV RVG sei nicht 

recht rtigt. Eine Zurückweisung der Kündigung wegen 

fehl Vollmacht und e Bewertung Kündigung als 

sittenwidrig rechtferti es keinesfalls, hier mehr als 

eine 1,3 Geschäftsgebühr zu fordern. Weder der Umfang 

noch e Schwierigkeit der Tätig it des kläger 

Bevollmächtigten gi hier über Übliche hinaus. 

Das iben vom 20.10.2008 umfasse rade einmal ein 

dre erteilseitiges Schreiben an die Arbeitgeberin der 

KI in. 

Hinsi lich der zugrunde gelegten tandswerte 

wendet sich die Be gegen den Ansatz zweier Mo­

nats lter für den Weiterbeschä igungsantrag. eser 

hätte als unechter Hilfsantrag gestellt werden müssen. 
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Wegen r weiteren zelheiten sParteivorbringens 

rd auf die gegenseitigen Schriftsätze Bezug genommen. 

Insbesondere wi Bezug geno~~en a die Honorarabrech­

nung des Prozessbevollmächtigten der ägerin vom 

15.6.2009 (BI. 172 und 173 d. A.). 
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Entscheidungsgründe: 

Die Klage ist zulässig und begründet. 

Abzüglich des vereinbarten Selbstbeha s und der er­

folgten Zahlung durch die Beklagte hat die ägerin An­

spruch auf Freistellung von Honorar rderung ihres 

Bevollmächti n vom 15.6.2009 in restlicher Höhe von 

2.427,69 €. 

Aufgrund der für das Kündigungsschutzverfahren erteil­

ten Deckungszusage die Kläge n Anspruch auf Frei­

stellung hinsichtlich der im Kündigungsschutzverfahren 

angefallenen und korre abgerechneten Gebühren i s 

Bevollmächtigten w folgt: 

1,3 Verfahrensgebühr gern. §§ 2 Abs. 2, 13 RVG i.V.m. 

Nr. 1300 VV RVG aus dem Gegenstandswert von 

16.000,00 €. 

Zugrundelegung des Gegenstandswerts von 16.000,00 € 

entspricht der Kostenfestsetzung durch das Arbeitsge­

richt Hagen. 

Einer 1,2 Terminsgebühr aus dem Gegenstand von 

11.000,00 € sowie der unstreitig ange llenen Fahrt­

und Kopierkosten. 
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Darüber hinaus hat der Prozessbevollmächtigte der Klä­

gerin zu Recht eine 1,8 Geschäftsgebühr aus dem Gegens­

tandswert von 11.000,00 € für die außergerichtliche 

Vertretung gern. 2 Abs. 2, 13 RVG i.V.m. Nr. 2300 VV 

RVG abgerechnet. 

Entgegen der früher geäußerten Auffassung des Ge chts 

war e Kläge n nicht verpflichtet,ihren Rechtsanwalt 

sofort mit der Klagerhebung zu beauftragen, um die Kos­

ten der Beklagten zu mindern. Die Kosten für die außer­

gerichtliche Tät keit des jetzigen Klä rvertreters 

kann die äge n daher erstattet ve angen. Eine 

Obliegenheit zur Schadensminderung wurde nicht ver­

letzt, weil die Klägerin ihrem Rechtsanwalt nicht so­

fort einen Klageau rag erteilt hat. 

Grundsätzlich hat die Beklagte als Rechtsschutzversi­

cherung alle Kosten, nötig sind um den Schaden, der 

auf grund einer Kündigung droht, abzuwenden. Der beauf­

tragte Rechtsanwalt muss für seinen Mandanten den si­

chersten, schnellsten und günstigsten Weg wählen. Ent­

scheidend ist jedoch die Beurteilung des jeweiligen 

zelfalls. Auch wenn s Gesetz für die Erhebung r 

Kündigungsschutzklage eine Frist von 3 Wochen gesetzt 

hat, ist dadurch nicht zwangsläufig aus chlossen, 

dass zunächst bei einer außergerichtlichen Tätigkeit 

s Rechtsanwalts eine Regelung s Konflikts funden 

werden kann. Auch ist nicht ersichtlich, warum r Ver­

sicherungsnehmer i einer ansonsten möglichen Manda­

tierung eines Rechtsanwalts zunächst zur auße richt­

lichen Vertretung allein bei einer Kündigung seines Ar­

beitsvertrages von dieser Möglichkeit keinen Gebrauch 

machen darf. Eine sol Pflicht ergibt sich chtex­
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plizit aus Versicherungsbedingungen. Eine 

Obliegenheitsverletzung ist somit nicht gegeben. 

e Beklagte schuldet daher die Erstattung der Rechts­

anwaltskosten für die außergerichtliche Tätigkeit 

Höhe einer 1,8 Geschäftsgebühr unter Zugrundelegung des 

geltend gemachten Gegenstandswerts von 11.000,00 €. 

Der Ansatz des Gegenstandswertes entspricht der vom Ar­


beitsgericht Hagen erfolgten Kosten stsetzung. Gründe, 


hiervon abzuweichen, sind nicht ersichtlich. 


Der Ansatz einer 1,8 Geschä sgebühr nach Nr. 2300 VV 


RVG i.V.m. § 2 Abs. 2, 13 RVG ist nicht zu beanstanden. 


Unter Berücksichtigung der von Klägerse e substanti ­


iert dargest lten umfangreichen Tätig it s Anwa s 


vor Erhebung r Kündigungsschutzkl , zu der nicht 


nur e Abfassung des Schreibens vom 20.10.2008 zählt, 


ist eine 1,8 Geschäftsgebühr angemessen. 


Bei der für durchschnittlich Fäl als angemessen anzu­


sehenden Mittelgebühr musste es daher nicht verbleiben. 


Die Abrechnung der Verfahrensgebühr unter Hinzurechnung 


eines Gegenstandswertes von 5.000,00 € die Geltend­


machung des Verzugslohnanspruchs sowie einer 1,2 Ter­


minsgebühr aus dem entsprechend r Streitwertfestset­


zung angesetzten Gegenstandswerts von 11.000,00 € sind 


ebenso wenig zu beanstanden. 
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Der 

des 

Klage war 

§ 91 ZPO. 

daher stattz mit der Kostenfolge 

Entscheidung über die 

folgt aus § 709 ZPO. 

äufige Vollstreckbarkeit 

/~gez. Grelner 

chterin am Amtsgericht 






